
- differenzierte und den Besonderheiten der 
Straftat und der Persönlichkeit des Täters 
entsprechende gesellschaftlich-erzieherische 
Einwirkung auf den Rechtsverletzer und 
Kontrolle seines Verhaltens in den notwen­
digen Fällen (vgl. § 32 StGB).

Wenn es zur Erhöhung der erzieherischen 
Wirksamkeit der Verurteilung auf Bewährung 
oder zum Schutz der Rechte und Interessen der 
Werktätigen und der sozialistischen Gesell­
schaft erforderlich ist, können neben der Verur­
teilung auf Bewährung Zusatzstrafen, insbeson­
dere Geldstrafen, Aufenthaltsbeschränkungen 
oder Tätigkeitsverbot, ausgesprochen werden 
(vgl. § 33 Abs. 5 StGB).

Die Verurteilung auf Bewährung ist gegen­
über der Geldstrafe die schwerere Strafart. Des­
halb kann das Rechtsmittelgericht nicht an 
Stelle einer Geldstrafe eine Verurteilung auf 
Bewährung aussprechen, wenn Berufung oder 
Protest zugunsten des Angeklagten eingelegt 
wurde (vgl. § 285 StPO).

Mit den in § 30 StGB festgelegten allgemei­
nen Voraussetzungen für die Anwendung von Stra­
fen ohne Freiheitsentzug ist für die Verurteilung 
auf Bewährung insbesondere auch die Abgren­
zung zur Freiheitsstrafe bestimmt. In Überein­
stimmung mit den Strafzumessungskriterien 
des § 61 Absatz 2 StGB wird die Verurteilung 
auf Bewährung angewandt, wenn die Schwere 
der Straftat dies zuläßt und aus dem Verhalten 
des Täters vor und nach der Tat zu entnehmen 
ist, daß sich der Verurteilte künftig verantwor­
tungsbewußt verhalten und nicht wieder straf­
fällig werden wird.22 Auf der Grundlage der Tat­
schwere des Vergehens, die gemäß § 30 und § 39 
Absatz 2 StGB überhaupt den Ausspruch einer 
Verurteilung auf Bewährung zuläßt, sind es also 
vor allem die aus dem Verhalten vor und nach 
der Tat abzulesende Fähigkeit und Bereitschaft 
des Täters zu künftig verantwortungsbewußtem 
Verhalten, die den Ausschlag für die Anwen­
dung dieser Strafart ohne Freiheitsentzug ge­
ben.23

Die Höhe der anzudrohenden und im Falle 
des Widerrufs (vgl. § 35 Abs. 3 StGB) zu vollzie­
henden Freiheitsstrafe ist nach den Grundsätzen 
der Strafzumessung (vgl. § 61 StGB) zu bemes­
sen. Weiter sind solche Persönlichkeitsum­
stände von Bedeutung wie die im bisherigen 
Verhalten bewiesene grundsätzliche Identifizie­
rung des Straftäters mit der sozialistischen Ge­
sellschaft und seine Bereitschaft zur Selbster­
ziehung, weil davon Dauer, Art und Intensität

der notwendigen erzieherischen Einwirkung ab- 
hängen, so insbesondere die Dauer der vom Ge­
richt zu befristenden Bewährungszeit. Diese 
Dauer ergibt sich also nicht automatisch aus 
der Höhe der angedrohten Freiheitsstrafe. Je­
doch sollen die Höhe der angedrohten Frei­
heitsstrafe und die Dauer der Bewährungszeit in 
einem angemessenen Verhältnis zueinander 
stehen. Bei längerer angedrohter Freiheitsstrafe 
wird auch die Bewährungszeit von entsprechen­
der Dauer sein müssen, damit die Strafe als 
Ganzes der Tatschwere und den relevanten per­
sönlichen Umständen des Straftäters entspricht.

Differenzierte Ausgestaltung der Verurteilung 
auf Bewährung
Mit der Verurteilung auf Bewährung wird in er­
ster Linie ein bestimmtes Maß an eigener Akti­
vität, Bewährung und Einsicht des Straftäters - 
also seine Selbsterziehung - gefordert. Ein er­
heblicher Teil der Rechtsverletzer, die auf Be­
währung verurteilt wurden, weist - teilweise 
ernsthafte - Integrationsschwierigkeiten auf. 
Bei solchen Tätern sind besondere Maßnahmen 
zur Gestaltung des Erziehungs- und Bewäh­
rungsprozesses sowie eine intensive differen­
zierte Kontrolle des Gerichts über die Verwirkli­
chung der Strafe erforderlich. Hier ist zu 
prüfen, ob die Verpflichtung zur Bewährung am 
Arbeitsplatz sowie andere Verpflichtungen ge­
mäß § 33 Absätze 3 und 4 StGB auszusprechen 
sind, und gegebenenfalls auf die Übernahme 
von Bürgschaften gemäß §31 StGB hinzuwir­
ken.

Wird die Verurteilung auf Bewährung nicht 
rechtlich verbindlich ausgestaltet, kann dies die 
Autorität der Bestrafung herabsetzen und insbe­
sondere solche Vorstellungen erwecken, daß der 
Täter nicht bestraft worden sei; das wirkt sich 
abträglich auf das Rechtsbewußtsein der Werk­
tätigen aus.

Auch die Bewährungspflichten, die grund­
sätzlich der Realisierung bestehender Rechts­
verhältnisse dienen (zum Beispiel der Erfüllung 
von Unterhaltsverpflichtungen), können be­
stimmte exakt geregelte Eingriffe in die Rechte 
des Täters darstellen.

Bei Straftaten, die materielle Schäden verur-

22 Vgl. S. Wittenbeck, „Anwendung und Ausgestal­
tung der Verurteilung auf Bewährung“, Neue Ju­
stiz, 1980/5, S. 202.

23 Vgl. a. a. O., S. 202 ff.
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